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Antrag 

der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, Anna 
Rasehorn, Doris Rauscher, Ruth Müller, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, 
Dr. Simone Strohmayr, Christiane Feichtmeier, Nicole Bäumler, Katja Weitzel, 
Horst Arnold, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Sabine Gross, Harry 
Scheuenstuhl SPD 

Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung für angehende Ärztinnen und Ärzte im 
Praktischen Jahr 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, an allen bayerischen Universitätskliniken umge-
hend folgende Maßnahmen umzusetzen, um faire Bedingungen für Medizinstudierende 
im Praktischen Jahr (PJ) zu schaffen: 

1. eine Aufwandsentschädigung in Höhe des aktuellen BAföG-Höchstsatzes (BAföG 
= Bundesausbildungsförderungsgesetz) für alle Medizinstudierenden im PJ 

2. Übernahme des Krankenversicherungsbeitrags für alle über 25-jährigen Medizin-
studierenden 

3. klare Trennung zwischen Krankheitstagen und sonstigen Fehlzeiten, sowie 10 Pro-
zent zusätzliche Krankheitstage 

4. mindestens acht Stunden pro Woche verbindlich für Selbststudium 

5. Begrenzung der nichtärztlichen Tätigkeiten im PJ auf höchstens 10 Prozent der Ar-
beitszeit 

6. flächendeckende Einführung strukturierter Mentoring- und Ausbildungsprogramme 
für alle PJ-Studierenden 

7. Arbeitskleidung und Aufbewahrungsmöglichkeit für Kleidung und persönliche 
Gegenstände 

Weiterhin wird die Staatsregierung aufgefordert, sich auf Bundesebene für bundesweit 
einheitliche und faire Regelungen im PJ einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Die praktische Ausbildung im Rahmen des PJ hat einen hohen Stellenwert im Medizin-
studium. Sie verbindet die studentische Ausbildung mit dem praktischen ärztlichen All-
tag und der Weiterbildung. Im PJ sind die Studierenden über einen Zeitraum von mehr 
als 48 Wochen voll in den Stationsalltag integriert und arbeiten 40 Stunden pro Woche. 

Laut dem PJ-Barometer 2023 des Marburger Bundes erhält der Großteil der PJ-Studie-
renden zwischen 301 und 649 Euro monatlich. Allerdings gibt es keine bundesweit ein-
heitliche Regelung zur Höhe dieser PJ-Vergütung. Und immer noch gibt es Kliniken, die 
Medizinstudierenden gar keine Aufwandsentschädigung zahlen. In Bayern liegt die 
durchschnittliche PJ-Vergütung laut ethimedis network aktuell bei 340 Euro pro Monat. 
Dem stehen durchschnittliche Lebenshaltungskosten von 1.200 Euro pro Monat laut 
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dem Deutschen Studentenwerk gegenüber. Viele Studierende im PJ sind also trotz Auf-
wandsentschädigung gezwungen, sich um die Finanzierung ihres Lebensunterhalts zu 
kümmern, indem sie z. B. einem Nebenjob nachgehen. Dies ist neben einer Vollzeittä-
tigkeit im Krankenhaus und dem zeitintensiven Selbststudium nicht zumutbar. Daher ist 
die Zahlung des aktuellen BAföG-Höchstsatzes von 992 Euro pro Monat für jeden 
Medizinstudierenden im PJ angemessen. Nur so kann gewährleistet werden, dass sich 
die angehenden Ärztinnen und Ärzte voll und ganz auf den entscheidenden letzten Ab-
schnitt ihres Medizinstudiums konzentrieren können. 

Die Arbeitsbelastung während des PJ ist ausgesprochen hoch: Eine Studie unter PJ-
Studierenden aus dem Jahr 2017 zeigte eine Burnout-Rate von 35 Prozent – Tendenz 
steigend. Über 60 Prozent der PJ-Studierenden geben im PJ-Barometer an, nicht aus-
reichend Zeit für das notwendige Selbststudium zu haben. Die aktuell restriktiven Fehl-
zeitenregelungen verschärfen die Situation: Im PJ sind nur 30 Fehltage erlaubt. Es wird 
nicht zwischen Krankheit, Urlaub und Lernzeit unterschieden. In Bayern werden bei ge-
splitteten Ausbildungsabschnitten, sog. gesplitteten Tertialen, sogar überhaupt keine 
Fehltage gewährt, während in anderen Bundesländern meist zehn oder fünf Fehltage 
zulässig sind. Dies ist im Vergleich zur Pflegeausbildung, wo 10 Prozent zusätzliche 
Krankheitstage vorgesehen sind, eine deutliche Benachteiligung. 

Ein weiteres Problem ist die Struktur der Betreuung: Über 40 Prozent der PJ-Studieren-
den haben laut dem PJ-Barometer keine feste Ansprechperson. Die Supervision und 
Anleitung ist häufig unzureichend. Viele Studierende geben an, dass sie sich nach dem 
PJ nicht ausreichend vorbereitet fühlen. Das wirkt sich nicht nur negativ auf die Studie-
renden und die Ausbildungsqualität aus, sondern auch auf die zukünftige Versorgungs-
qualität und Patientensicherheit. Darüber hinaus führen dem PJ-Barometer zufolge 
über 80 Prozent der PJ-Studierenden regelmäßig Tätigkeiten wie Botengänge, admi-
nistrative Aufgaben oder umfangreiche Blutentnahmen aus, obwohl die Ärztliche Ap-
probationsordnung besagt, PJ-Studierende dürften „nicht zu Tätigkeiten herangezogen 
werden, die ihre Ausbildung nicht fördern“. Diese Aufgaben binden wertvolle Lernzeit 
und verhindern, dass Studierende die für ihren Beruf notwendigen Kompetenzen erwer-
ben. 

Die Bedingungen des PJ variieren stark zwischen den verschiedenen Ausbildungsstät-
ten in Deutschland – nicht nur im Hinblick auf die Bezahlung. Dies führt dazu, dass 
keine einheitlich gute Lehre für alle Studierenden im PJ gewährleistet ist. Daher sind 
deutschlandweit einheitliche Richtlinien für Medizinstudierende im PJ dringend nötig. 
Es ist sehr zu begrüßen, dass CDU/CSU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag den Willen 
bekunden, das PJ zu modernisieren und eine einheitliche Vergütung entsprechend dem 
BAföG-Höchstsatz sowie eine gerechte Fehlzeitenregelung zu schaffen. Bayern sollte 
die Umsetzung dieser Maßnahmen nicht abwarten, zumal konkrete Ausgestaltung und 
genauer Zeitpunkt noch nicht feststehen. Stattdessen sollte der Freistaat zum Wohle 
der Medizinstudierenden in Bayern selbst eine einheitliche Regelung für das PJ auf den 
Weg bringen. Sachsen-Anhalt ist hier mit gutem Beispiel vorangegangen: Die Universi-
tätskliniken zahlen den Medizinstudierenden im PJ seit 01.04.2024 eine Aufwandsent-
schädigung in Höhe des BAföG-Höchstsatzes. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Drs. 19/6802 

Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung für angehende Ärztinnen und Ärzte im 
Praktischen Jahr 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Katja Weitzel 
Mitberichterstatter: Dr. Stephan Oetzinger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 32. Sitzung am 
4. Juni 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind augenscheinlich alle Frak­

tionen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? 

– Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden 
Europaangelegenheiten und Anträge zugrunde  
gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheiten 

1. Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Gemeinsames Weißbuch zur europäischen Verteidigung –  
Bereitschaft 2030 
JOIN(2025) 120 final 
BR-Drs. 156/25 
Drs. 19/6831, 19/7590 (ENTH) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 
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2. Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament,  
den Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts-  
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die 
Europäische Strategie für eine Union der Krisenvorsorge 
JOIN(2025) 130 final; Ratsdok. 7558/25 
BR-Drs. 167/25 
Drs. 19/6832, 19/7580 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Die Europäische Strategie für eine Union der Krisenvorsorge  
wird mit den auf Drs. 19/7580 veröffentlichten Maßgaben  
zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

3. Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament,  
den Europäischen Rat, den Rat, die Europäische Zentralbank,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen: Spar- und Investitionsunion:  
Eine Strategie zur Förderung von Wohlstand und wirtschaftlicher 
Wettbewerbsfähigkeit in der EU 
COM(2025) 124 final 
BR-Drs. 120/25 
Drs. 19/6833, 19/7592 (G) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Das Vorhaben wird mit den auf Drs. 19/7592 veröffentlichten Maßgaben 
zur Kenntnis genommen. 
 
Darüber hinaus wird der Beschluss des Bayerischen Landtags 
unmittelbar an die Europäische Kommission, das Europäische 
Parlament, den Ausschuss der Regionen und den  
Deutschen Bundestag übermittelt.  

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH A Z 
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4. Nicht legislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament,  
den Europäischen Rat, den Rat, die Europäische Zentralbank,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss für Regionen:  
Ein europäischer Aktionsplan für Stahl und Metall 
COM(2025) 124 final 
BR-Drs. 169/25 
Drs. 19/6834, 19/7593 (G) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen.  

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

5. Nicht legislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen:  
Aktionsplan für erschwingliche Energie – Erschließung des wahren 
Werts unserer Energieunion zur Sicherstellung einer erschwinglichen, 
effizienten und sauberen Energieversorgung für alle Europäer 
COM(2025 79) final 
BR-Drs. 131/25 
Drs. 19/6835, 19/7594 (G) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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6. Nicht legislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen:  
Dekarbonisierung von Unternehmensflotten 
COM(2025) 96 final 
BR-Drs. 130/25 
Drs. 19/6836, 19/7595 (G) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

7. Nicht legislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen zu einem Aktionsplan für Grundkompetenzen 
COM(2025) 88 final 
BR-Drs. 135/25 
Drs. 19/6846, 19/7578 (E) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Das Vorhaben mit den auf Drs.19/7578 veröffentlichten Maßgaben zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 
zur 56. Vollsitzung am 22. Juli 2025



 

8. Nicht legislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen:  
Ein Strategieplan für die Bildung in MINT-Fächern: Kompetenzen für 
Wettbewerbsfähigkeit und Innovation 
COM(2025) 89 final 
BR-Drs. 136/25 
Drs. 19/6847, 19/7579 (E) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen. 
 
Das Vorhaben mit den auf Drs.19/7579 veröffentlichten Maßgaben zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

9. Nicht legislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen: Aktionsplan für den KI-Kontinent 
COM(2025) 165 final 
BR-Drs. 209/25 
Drs. 19/6921, 19/7583 (E) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs.19/7583 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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10. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Paket Europäische Netze 
13.05.2025 - 05.08.2025 
Drs. 19/6918, 19/7596 (ENTH) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt im Konsultationsverfahren die auf 
Drs.19/7596 veröffentlichte Stellungnahme ab. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

11. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Öffentliche Konsultation zur Strategie für die Datenunion  
(„Data Union Strategy“) 
23.05.2025 - 18.07.2025 
Drs. 19/6919, 19/7597 (ENTH) 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt im Konsultationsverfahren die auf 
Drs.19/7597 veröffentlichte Stellungnahme ab. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 
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Anträge 

12. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann,  
Dr. Simone Strohmayr, Nicole Bäumler u.a. SPD 
Umsetzung des Bayerischen Krebsregistergesetzes 
Drs. 19/6404, 19/7525 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Verena Osgyan u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Berichtsantrag: Planungsstand der Reform des Praktischen Jahres  
an Bayerischen Kliniken 
Drs. 19/6570, 19/7543 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Leben retten! Wiederbelebung in der Schule lernen! 
Drs. 19/6580, 19/7545 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 
zur 56. Vollsitzung am 22. Juli 2025



 

15. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Mehr Transparenz bei Behandlungsfehlern wagen!  
Qualität im Gesundheitswesen verbessern! 
Drs. 19/6581, 19/7538 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

16. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Umweltrisiken der Endlagerproblematik minimieren I.:  
Erhaltung von Kernkraft-Know-how in Bayern sicherstellen 
Drs. 19/6597, 19/7247 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

17. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Umweltrisiken der Endlagerproblematik minimieren II.:  
Forschungsstand zur Kernkraft in Bayern ermitteln 
Drs. 19/6598, 19/7544 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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18. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Umweltrisiken der Endlagerproblematik minimieren III.:  
Aktuellen Stand der Endlagerproblematik beleuchten 
Drs. 19/6599, 19/7248 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

19. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Tobias Beck u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Petra Högl, Tanja Schorer-Dremel, Leo Dietz u.a. CSU 
Bürokratieabbau in Sachen Steuerbefreiung für Fahrzeuge  
der Land- und Forstwirtschaft 
Drs. 19/6605, 19/7532 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

20. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Andreas Winhart, 
Matthias Vogler u.a. und Fraktion (AfD) 
Schutz für Patienten in psychiatrischen Einrichtungen –  
Konsequenzen aus einem tragischen Vorfall 
Drs. 19/6631, 19/7526 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

21. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verbreitung antisemitischer Stereotypen und Narrative in Schulen 
monitoren und wirkungsvoll bekämpfen!   
Drs. 19/6683, 19/7550 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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22. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart, 
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Kurorte in der Krise  
Drs. 19/6727, 19/7528 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

23. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Alfred Grob, Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU 
Transparente und faire Versetzungsverfahren  
und Stellenzuweisungen von Lehrkräften 
Drs. 19/6732, 19/7546 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

24. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Einschleusung beenden! 
Drs. 19/6745, 19/7573 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

25. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Johannes Becher, Claudia Köhler u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Kommunale Verpackungssteuer ermöglichen – Schluss mit der 
Steuerverbotspolitik der Staatsregierung zulasten der Kommunen 
Drs. 19/6746, 19/7408 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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26. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Nicole Bäumler, Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Schulen schützen – Rechtsextremismus bekämpfen,  
Demokratie stärken 
Drs. 19/6747, 19/7547 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

27. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier u.a. und Fraktion (AfD) 
Sachverständigenanhörung über die Einführung von Reallaboren  
und „regulatorischen Sandkästen“ in Bayern 
Drs. 19/6758, 19/7558 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

28. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
AfD-Forderung und CSU-Wahlversprechen einhalten: 
Lieferkettengesetze jetzt abschaffen! 
Drs. 19/6801, 19/7553 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

29. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung für angehende  
Ärztinnen und Ärzte im Praktischen Jahr 
Drs. 19/6802, 19/7539 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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30. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Mittelfränkische Bedarfsplanung Hallenbäder – Kommunale 
Zusammenarbeit in einer Musterregion Mittelfranken 
Drs. 19/6803, 19/7409 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

31. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Grundrechte queerer Menschen in Europa verteidigen 
Drs. 19/6808, 19/7358 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam mit den Kirchen handeln:  
Jetzt die Zukunft unserer Gotteshäuser sichern helfen 
Drs. 19/6810, 19/7585 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z A 

33. Antrag des Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Kommunalförderrichtlinie für ärztliche Versorgung  
auch für Landkreise als Maßnahmenträger öffnen 
Drs. 19/6815, 19/7527 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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34. Antrag der Abgeordneten Katja Weitzel, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Integration und Bereitstellung von künstlicher Intelligenz (LLMs)  
in der Lehre bayerischer Hochschulen und Universitäten 
Drs. 19/6821, 19/7540 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

35. Antrag der Abgeordneten Christiane Feichtmeier,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Augsburger Eiskanal erhalten! 
Drs. 19/6825, 19/7410 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

36. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Anton Rittel u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
100 Prozent Zuschuss im Abrechnungsjahr für Kitas 
Drs. 19/6826, 19/7605 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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37. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Roland Weigert u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Dr. Gerhard Hopp, Wolfgang Fackler u.a. CSU 
Resilientes Bayern:  
Berücksichtigung des Bevölkerungsschutzes bei Bauvorhaben 
Drs. 19/6827, 19/7576 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

38. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Kosten der Bayerischen Grenzpolizei endlich gegenüber dem Bund 
einfordern und abrechnen! 
Drs. 19/6853, 19/7534 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

39. Antrag der Abgeordneten Markus Walbrunn, Oskar Atzinger, 
Ramona Storm und Fraktion (AfD) 
Für die Stärkung von Heimat, Volk und Vaterland: Flagge zeigen! 
Drs. 19/6859, 19/7586 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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40. Antrag der Abgeordneten Dr. Ute Eiling-Hütig,  
Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Schreibkompetenz verstärkt fördern 
Drs. 19/6870, 19/7548 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ohne 

Die SPD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Zustimmung“ zugrunde 
zu legen. 

41. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Maximilian Deisenhofer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Zukunft des Augsburger Eiskanals sichern - verlässliche Trainings-  
und Wettkampfbedingungen auch bei Niedrigwasser 
Drs. 19/6879, 19/7412 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

42. Antrag der Abgeordneten Christiane Feichtmeier,  
Anna Rasehorn, Holger Grießhammer u.a. SPD 
Kommunale Selbstverwaltung achten:  
Verbotspolitik der Staatsregierung beenden! 
Drs. 19/6890, 19/7413 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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43. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Bürokratieabbau für Bayern: Zusammenlegung von Handels-  
und Transparenzregister  
Drs. 19/6911, 19/7554 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

44. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Potenzielle Voreingenommenheit privater Medien offenlegen  
Drs. 19/6912, 19/7555 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

45. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Gedenkort gegen Linksextremismus:  
Die „Landshut“ nach Landshut holen! 
Drs. 19/6929, 19/7551 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

46. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Johannes Becher, Benjamin Adjei u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Rückkehr in die Kreidezeit – Medienbildung statt Medienverbot! 
Drs. 19/6930, 19/7549 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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47. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Planungssicherheit für die Bayerische Filmindustrie:  
Reform der Filmförderung zügig und vollumfänglich umsetzen! 
Drs. 19/6938, 19/7556 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

48. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine zweite Runde:  
Weg mit dem Sitzenbleiben, dafür Chancen schaffen! 
Drs. 19/6939, 19/7587 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

49. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Serie von Brandanschlägen auf die Polizei  
und Infrastruktur in Bayern 
Drs. 19/6943, 19/7530 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

50. Antrag der Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr,  
Nicole Bäumler, Holger Grießhammer u.a. SPD 
Mehr Sicherheit an Bayerns Schulen –  
Anstieg der Gewalt konsequent stoppen 
Drs. 19/6945, 19/7588 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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51. Antrag der Abgeordneten Arif Taşdelen, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Ja zu Olympia in München und Bayern! 
Drs. 19/6982, 19/7575 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

52. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Benachteiligung Bayerns bei der Windenergie: 
Referenzertragsmodell beibehalten 
Drs. 19/6984, 19/7557 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

53. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Anna Rasehorn, 
Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD), 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Christian Hierneis u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Expertenanhörung zu den Auswirkungen auf Natur und Alpen  
sowie europäisches Umweltrecht durch das dritte 
Modernisierungsgesetz der Staatsregierung 
Drs. 19/6986, 19/7533 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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54. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart, 
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Chance nutzen, Pendler entlasten!  
Erhöhung und Dynamisierung der Entfernungspauschale 
Drs. 19/7014, 19/7537 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

55. Antrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, 
Katrin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 
Stärkung und Ausbau der lokalen Grundversorgung  
durch gezielte Förderprogramme im ländlichen Raum 
Drs. 19/7016, 19/7529 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

56. Antrag der Abgeordneten Benjamin Nolte, Markus Striedl, 
Katrin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 
Begrenzung von Asylunterkünften in Bayern –  
günstigen Wohnraum zuerst für Deutsche schaffen! 
Drs. 19/7017, 19/7536 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

57. Antrag der Abgeordneten Robert Brannekämper, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Franc Dierl u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Antisemitismus bekämpfen I:  
Unterstützung der Beauftragten, Lehrstuhl für Israel-Studien  
Drs. 19/7089, 19/7541 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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58. Antrag der Abgeordneten Robert Brannekämper, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Franc Dierl u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Antisemitismus bekämpfen II: Wissenschaftliche Zusammenarbeit  
und Studierendenaustausch intensivieren! 
Drs. 19/7090, 19/7542 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

59. Antrag der Abgeordneten Nicole Bäumler,  
Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold u.a. SPD 
Bericht zum Schulversuch über eine Eingangsstufe  
an der vierstufigen Wirtschaftsschule 
Drs. 19/7143, 19/7589 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

60. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft für Buren aus Südafrika  
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 Asylgesetz aufgrund begründeter Furcht  
vor rassistischer Verfolgung 
Drs. 19/7189, 19/7574 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, Volkmar 
Halbleib, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Ruth Müller, Markus Rinderspacher, 
Arif Taşdelen, Dr. Simone Strohmayr, Christiane Feichtmeier, Nicole Bäumler, 
Katja Weitzel, Horst Arnold, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Sabine Gross, 
Harry Scheuenstuhl SPD 

Drs. 19/6802, 19/7539 

Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung für angehende Ärztinnen und Ärzte im 
Praktischen Jahr 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Ruth Waldmann
Abg. Andreas Jurca
Abg. Dr. Stephan Oetzinger
Abg. Benjamin Nolte
Abg. Prof. Dr. Michael Piazolo
Abg. Verena Osgyan



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 

auf:

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, Volkmar 

Halbleib u. a. (SPD)

Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung für angehende Ärztinnen und Ärzte im 

Praktischen Jahr (Drs. 19/6802)

Ich eröffne die Aussprache. Die erste Rednerin ist Frau Kollegin Ruth Waldmann für 

die SPD-Fraktion. Ich bitte Sie noch um etwas Konzentration für den letzten Tagesord-

nungspunkt.

(Unruhe)

Wir können die Sitzung auch noch etwas hinauszögern. –

Ich glaube, jetzt ist es einigermaßen ruhig. – Frau Waldmann, Sie haben das Wort.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich weiß, es ist spät, aber dieser Punkt ist wichtig. Wir haben jetzt Okto-

ber 2025. Vielleicht gibt es die Lösung für das Problem, über das wir heute reden, 

bereits. Es sollte nämlich die neue Approbationsordnung für Ärztinnen und Ärzte in 

Kraft treten. Dem ist aber nicht so. Sie ist schon wieder verschoben worden und 

kommt frühestens in zwei Jahren, im Oktober 2027.

Worum geht es? – Konsens ist, dass wir dringenden Bedarf an zusätzlichen Ärztinnen 

und Ärzten haben. Sogar über die in unserem Antrag aufgeführten Forderungen, 

die aus der Fachschaft der Medizinstudierenden kommen, besteht bei den demokrati-

schen Fraktionen Konsens. Das dachte ich zumindest; denn wir waren schon gemein-

sam auf verschiedenen Podiumsdiskussionen und Demonstrationen. Die Ärztinnen 

und Ärzte demonstrieren für bessere Studien- und Lebensbedingungen. Das ist auch 

berechtigt.
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Wir hatten in diesem Hause bereits eine Anhörung zu diesem Thema. Die Ärztinnen 

und Ärzte im Praktischen Jahr müssen in den Praxen oder Kliniken voll mitarbei-

ten; das sind gute vierzig Stunden. Darüber hinaus müssen sie sich auf durchaus 

anspruchsvolle Prüfungen vorbereiten. Außerdem sollen sie sich im Selbststudium 

und durch den Besuch von Lehrveranstaltungen weiterbilden. Sie müssen aber auch 

noch essen, wohnen und leben. Das funktioniert nicht. Mein Antrag enthält dazu noch 

weitere Forderungen. Wir dürfen die jungen Leute nicht verheizen.

In der Anhörung, die wir in diesem Hause durchgeführt haben, haben uns nicht nur die 

Vertreter der Studierenden, sondern alle Expertinnen und Experten ins Stammbuch 

geschrieben, dass der Übergang vom Studium in den Beruf eine ganz kritische Phase 

sei. In dieser Phase müssen wir mit den jungen Menschen sorgsam umgehen, weil 

diese schließlich ihr ganzes Berufsleben lang in der ärztlichen Versorgung tätig sein 

sollen. Diese Forderungen haben alle Vertreterinnen und Vertreter der demokratischen 

Fraktionen grundsätzlich für richtig gehalten. Jetzt geht es um die Frage, welche 

Stellschrauben wir in Bayern in der Hand haben.

Wir glauben, dass wir zumindest an den bayerischen Universitätskliniken, bei denen 

wir die Möglichkeit haben, Regelungen zu erlassen, eine Vergütung in Höhe des 

BAföG-Höchstsatzes einführen und die weiteren Forderungen des Antrags umsetzen 

sollten. Das müssen wir tun, und das können wir auch tun. Wir können zwar keine 

Aufwandsentschädigung für ein Studium zahlen, wohl aber für die Leistungen in der 

Krankenversorgung. Das hat uns das Wissenschaftsministerium bestätigt.

Die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns zahlt freiwillig für Medizinstudierende, die in 

den Praxen arbeiten, eine Vergütung. Die Kassenärztliche Vereinigung hat die Auffas-

sung vertreten: Wir können nicht mehr warten, bis eine andere Approbationsordnung 

kommt. In dem Referentenentwurf, der im Oktober leider nicht in Kraft getreten ist, ist 

diese Entschädigung nicht vorgesehen. Das ist einer der wichtigsten Punkte. Das sind 

keine wilden oder überzogenen Forderungen; das ist schlicht lebensnotwendig, damit 
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die Leute, die wir als Ärztinnen und Ärzte gewinnen wollen, das auch schaffen können. 

Das ist doch einsichtig.

Wir können in Bayern nicht alles regeln. Wir können aber an den Unikliniken, für die 

wir selbst zuständig sind, mit gutem Beispiel vorangehen, wie das die Kassenärztliche 

Vereinigung tut. Das wurde übrigens auf einer Demo von Vertretern der Regierungs-

seite versprochen. Es würden jetzt Hintergrundgespräche geführt, und das würde bald 

kommen. Daraufhin haben die Studentinnen und Studenten geklatscht und gefeiert. 

Allein, es kam nicht. Es passierte nichts. Jetzt ist die Enttäuschung groß. Heute haben 

Sie die Gelegenheit, noch einmal umzusteuern. Leider können wir nicht auf die Appro-

bationsordnung aus Berlin warten. Sie brauchen das Geld jetzt.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Mir liegt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung von Herrn Abgeordneten Jurca von der AfD-Fraktion vor.

Andreas Jurca (AfD): Werte Frau Kollegin, ich melde mich hier zu Wort, weil meine 

Mutter in Rumänien Medizin studiert hat und die Approbation in Deutschland machen 

musste. Ich bin Aussiedler. Damals musste man das kostenlos machen, weil kontrol-

liert wurde, ob diese Person erstens den Standard erfüllt und zweitens die Sprache 

kann, um auf diesem Level zu arbeiten.

Das Problem besteht darin, dass in der heutigen Zeit Ärztemangel besteht. Es geht 

nicht darum, dass zu wenig Leute Medizin studieren wollen, sondern das Problem ist, 

dass wir diese Leute nicht im Land halten können. Die niedergelassenen Ärzte können 

beispielsweise immer weniger abrechnen, weil auf Anweisung der Krankenkassen 

immer weniger Überstunden aufgeschrieben werden dürfen.

Es ist nicht so, dass die Ärzte keine Arbeitskleidung etc. erhielten. Es geht vielmehr 

um Überarbeitung und um die überbordende Bürokratie. Es geht aber auch um den 

fehlenden Verdienst. Die Schweiz und Norwegen sind wesentlich attraktivere Länder. 
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Mit einer guten deutschen Medizin-Ausbildung kann ein Arzt auch in die Staaten 

gehen. Das ist kein Problem. Dort verdient er wesentlich mehr.

Ruth Waldmann (SPD): An den meisten Kliniken wird entweder kein oder zu wenig 

BAföG gezahlt. Das können die Kliniken selbst regeln. Es wird immer gesagt, wir 

könnten der Hochschulautonomie nicht vorgreifen. – Doch, das können wir schon, 

wenn es sich um unsere eigenen Universitätsklinika handelt, in denen die Leistung der 

Krankenversorgung erbracht wird. Für das Studieren kann keine Aufwandsentschädi-

gung bezahlt werden, aber für die Leistungen in der Krankenversorgung sehr wohl. 

Das hat die Vertreterin des Wissenschaftsministeriums im Ausschuss eindeutig bestä-

tigt.

Hier handelt es sich um wertvolle Menschen, die wir dringend brauchen. Wir müssen 

diese Menschen in die Lage versetzen, dass sie das schaffen können, was wir uns 

von ihnen erhoffen und erwarten. Das wäre fair. Ich hoffe, dass wir jetzt zu einer 

besseren Entscheidung kommen. Im Ausschuss wurde nämlich von den Kollegen, die 

unsere Forderungen gut und richtig finden, gesagt: Da kommt doch jetzt aus Berlin 

diese Änderung der Approbationsordnung, dann wird das schon. Sie kommt aber 

nicht.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Mit Herrn Klingbeil reden, das würde helfen!)

Jetzt wird es mindestens noch zwei Jahre dauern. Wer weiß, wann diese Änderung 

kommen wird. Wir brauchen aber unsere Leute jetzt.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Wald-

mann. – Der nächste Redner ist Herr Kollege Dr. Stephan Oetzinger für die CSU-Frak-

tion.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, Hohes Haus! Das 

Praktische Jahr ist in der Tat ein Thema, das sowohl die Gesundheits- als auch die 
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Hochschulpolitiker dieses Hauses seit geraumer Zeit beschäftigt. Ja, dieser dritte Aus-

bildungsabschnitt junger Medizinerinnen und Mediziner stellt ein ganz wesentliches 

Scharnier dar. Es ist der Übergang in die Vorbereitung auf das dritte Staatsexamen 

und außerdem eine wesentliche Phase, in der praktische Erfahrungen für das spätere 

Dasein als Arzt oder Ärztin gesammelt werden können und sollen.

Meine Damen und Herren, in den letzten Jahren haben wir gerade in Bayern unheim-

lich viel für den quantitativen und qualitativen Ausbau der medizinischen Ausbildung 

getan. Ich erinnere beispielsweise an den Ausbau von Medizinstudienplätzen. Ich erin-

nere an das neue Uniklinikum in Augsburg und an die Medizin-Campi in Oberfranken 

und Niederbayern, wo wir in den letzten Jahren insgesamt 2.100 neue Medizinstudi-

enplätze auf den Weg bringen konnten. Natürlich gehört dazu auch eine praktische 

Ausbildung im letzten Abschnitt, die für angehende Ärztinnen und Ärzte essenziell 

ist, was sowohl die Studentinnen und Studenten, aber auch die Medizinerinnen und 

Mediziner immer wieder betonen.

Frau Waldmann, ich durfte wie Sie für meine Fraktion an Podiumsdiskussionen dazu 

teilnehmen. Wir waren im letzten und auch in diesem Jahr gemeinsam bei einer Kund-

gebung zu diesem Thema. Die CSU-Landtagsfraktion und insbesondere Bernhard 

Seidenath und Robert Brannekämper haben sich immer wieder mit den Studentinnen 

und Studenten der Medizinischen Fakultät in München ausgetauscht. Wir haben uns 

dabei mit dem Thema Praktisches Jahr auseinandergesetzt. Dabei ging es sowohl um 

die Frage der Entschädigung als auch um die Rahmenbedingungen: Welche Qualität 

hat das PJ und welche Fehlzeitenregelung? Meines Erachtens ist die Fehlzeitenrege-

lung ein ganz wesentlicher Baustein beim Praktischen Jahr.

Im Kern sind wir uns bei diesen Forderungen alle einig. Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, entscheidend ist aber, dass die Zuständigkeit geklärt wird. Die Zuständigkeit liegt 

in Berlin. Sie lag im Jahr 2024 in Berlin, und sie liegt im Jahr 2025 in Berlin. Dort muss 

das Problem gelöst werden.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Der Freistaat hat sich in den vergangenen Jahren immer wieder an Berlin gewandt. 

Frau Staatsministerin Gerlach und Herr Staatsminister Blume haben sich gemeinsam 

mit der KVB mit einem Schreiben an den damaligen Gesundheitsminister Karl Lauter-

bach gewandt. Passiert ist nichts. In den dreieinhalb Jahren, in denen die SPD den 

Gesundheitsminister gestellt hat, hätten Sie es in der Hand gehabt, dieses Problem 

zu lösen. Es wurde nicht gelöst, und es kam nicht zu einer neuen Approbationsord-

nung.Das ist auch Teil der Wahrheit. Das muss man an dieser Stelle unterstreichen 

und deutlich sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU)

Das Thema ist jetzt Gegenstand des Koalitionsvertrags in Berlin, der von unserem 

Fraktionsvorsitzenden Klaus Holetschek mitverhandelt wurde. In diesem Koalitionsver-

trag heißt es explizit – ich zitiere –: "Wir wollen eine Vergütungsstruktur im Praktischen 

Jahr […] modernisieren, die mindestens dem BAföG-Satz entspricht, und wollen eine 

gerechte und einheitliche Fehlzeitenregelung schaffen." – Das ist genau das, was 

die Medizinstudentinnen und -studenten, insbesondere diejenigen, die im Praktischen 

Jahr sind, immer wieder fordern. Ich glaube, es ist auch recht und billig, dass man der 

neuen Koalition in Berlin, die erst ein halbes Jahr im Amt ist, Zeit zur Umsetzung gibt, 

was die Ampel-Regierung in dreieinhalb Jahren nicht geschafft hat, und sich jetzt die 

Zeit nimmt, um die Approbationsordnung entsprechend anzugehen.

Ich möchte an der Stelle auch betonen, weil es heißt, Bayern soll handeln, dass 

Bayern handelt, meine Damen und Herren, lieber Bernhard Seidenath. Wir in Bayern 

tun vieles für das praktische Jahr. An allen sechs bayerischen Universitätsklinika 

wird eine Aufwandsentschädigung bezahlt. In der Regel sind das rund 500 Euro pro 

Monat. Es gibt weitere Vergünstigungen, beispielsweise beim Wohnraum. Es werden 

Vergünstigungen bei der Verpflegung sowie bei der Arbeits- und Schutzkleidung ge-

währt. Auch Spielraum bezüglich der Fehlzeiten ist eines der zentralen Anliegen, weil 
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Medizinstudenten gesagt haben, sie wollen nicht krank ins PJ gehen müssen. Auch 

hier ist auf unser Betreiben hin eine kulantere Regelung zugesagt worden. Es gibt 

ein entsprechendes Schreiben, das die Prüfungsämter anweist, damit kulanter umzu-

gehen, insbesondere bei der Frage des sogenannten gesplitteten Tertials, sodass man 

die maximale Zahl nach der Approbationsordnung anrechnen kann, soweit diese noch 

nicht erreicht wurde.

Allerdings bleibt es das oberste Ziel, in diesem Bereich eine bundeseinheitliche Re-

gelung zu schaffen; denn am Ende wollen wir keine Entscheidung dahin gehend, 

dass die Wahl des Ortes, an dem das Praktische Jahr durchgeführt wird, nach der 

Entschädigung erfolgt, sondern wir wollen hier eine bundeseinheitliche Regelung und 

nicht einen zusätzlichen Pullfaktor auf bayerische Krankenhäuser. Übrigens – es 

wurde bereits erwähnt – gibt es die Möglichkeit, dass auch kommunale Häuser ihre 

Spielräume nutzen und eine entsprechende Entschädigung zahlen. Das tun zahlreiche 

Häuser, egal ob Lehrkrankenhäuser, Kreisklinika oder beispielsweise das Klinikum in 

Nürnberg, das auch eine Entschädigung für PJler bezahlt. Spannenderweise, liebe 

Frau Waldmann, tut es die Stadt München an ihren Klinika nach wie vor nicht. Ich 

glaube, man sollte an der Stelle auch noch einmal deutlich unterstreichen, dass der 

Münchner Oberbürgermeister, der nicht der CSU angehört, hier nicht tätig wird.

(Beifall bei der CSU)

Zusammenfassend, liebe Kolleginnen und Kollegen, bleibt zu sagen: Bayern handelt, 

kann aber nicht alles alleine stemmen. Hier sind sowohl der Bund als auch die Kom-

munen in der Pflicht. Bayern geht in seiner Zuständigkeit dennoch voran. Während die 

SPD noch fordert, liefern wir in dem Bereich, für den wir zuständig sind. Wir bleiben 

bei der Ablehnung des Antrags.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Oet-

zinger. – Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Nolte für die AfD.
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(Beifall bei der AfD)

Benjamin Nolte (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kollegen! Der Antrag 

der SPD-Fraktion "Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung für angehende Ärztinnen 

und Ärzte im Praktischen Jahr" fordert die Staatsregierung auf, sieben konkrete Forde-

rungen für Medizinstudenten im Praktischen Jahr, die sogenannten PJler, zu erfüllen. 

Im Großen und Ganzen bauen diese Forderungen auf den Forderungen der Bundes-

vertretung der Medizinstudierenden in Deutschland – bvmd – auf. Schauen wir uns 

diese Forderungen einmal im Einzelnen an.

Unter Nummer 1 wird eine Anhebung der Aufwandsentschädigung für die Studenten 

im Praktischen Jahr auf die Höhe des BAföG-Höchstsatzes gefordert. Diese Forde-

rung ist nicht ganz aus der Luft gegriffen. Die Aufwandsentschädigung für Studenten 

im Praktischen Jahr ist nicht einheitlich geregelt. Sie kann zwischen 0 Euro und 

930 Euro variieren. In Bayern bekommen die PJler im Durchschnitt 340 Euro. Berück-

sichtigt man, dass die PJler eine 40-Stunden-Woche haben, stellt man fest, dass das 

natürlich nicht genügt, um in Universitätsstädten den Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Viele PJler sind gezwungen, neben ihrer 40-Stunden-Woche noch auf andere Art und 

Weise Geld hinzuzuverdienen. Leider beantwortet der Antrag von Abgeordneten der 

SPD-Fraktion nicht die Frage, woher das Geld kommen soll. Die Universitätsklinika 

stehen ohnehin schon unter enormem finanziellen Druck und können die Erhöhung 

der Aufwandsentschädigung aus eigener Kraft nicht leisten.

Die zweite Forderung betrifft die Übernahme der Krankenversicherung für PJler ab 

dem 25. Lebensjahr. Hier sehen wir eine Ungleichbehandlung mit Studenten anderer 

Fakultäten. Bis zum 25. Lebensjahr sind Studenten über ihre Eltern versichert. Vom 

25. bis zum 30. Lebensjahr gibt es die Möglichkeit einer sogenannten Studentenver-

sicherung. Die Kosten hierfür betragen 85 Euro im Monat. Warum es hier für Medi-

zinstudenten eine Sonderbehandlung geben sollte, erschließt sich uns nicht. Andere 

Studenten müssen sich ab dem 25. Lebensjahr auch selbst versichern. Dafür gibt es 

entsprechende Angebote.
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Der nächste Punkt betrifft eine klare Trennung zwischen Krankheitstagen und sonsti-

gen Fehlzeiten sowie 10 % zusätzliche Krankheitstage. Aktuell ist es so, dass im Prak-

tischen Jahr nicht zwischen Krankheitstagen und anderen Fehlzeiten unterschieden 

wird. Diese Änderung ist ein Punkt, über den wir diskutieren können.

Mit der vierten Forderung sollen im Praktischen Jahr acht Stunden pro Woche verbind-

lich für das Selbststudium reserviert werden. Auch das ist ein Thema, über das man 

gerne reden kann.

Fünftens wird eine Begrenzung der nichtärztlichen Tätigkeit im Praktischen Jahr auf 

höchstens 10 % der Arbeitszeit gefordert. Inhaltlich ist diese Forderung völlig richtig. 

Die Medizinstudenten im Praktischen Jahr werden teilweise für Botengänge und alle 

möglichen Tätigkeiten eingesetzt, nur nicht für das, wofür sie eigentlich eingesetzt 

werden sollten. In der Realität ist diese Forderung nach Begrenzung der nichtärztli-

chen Tätigkeit auf 10 % jedoch schwer umsetzbar; denn erstens ist die Abgrenzung 

zwischen ärztlicher und nichtärztlicher Tätigkeit nicht immer eindeutig, und zweitens 

stellt sich die Frage, wie man diese 10 % genau bemessen soll.

Die sechste Forderung ist die nach der Einführung von Mentoring- und Ausbildungs-

programmen. Was für manche toll und modern klingen mag, klingt für mich vor allem 

diffus, nach Überregulierung und zusätzlicher Bürokratie.

Zu guter Letzt werden Arbeitskleidung sowie Aufbewahrungsmöglichkeiten für Klei-

dung und persönliche Gegenstände gefordert. Liebe Kollegen, das ist der Punkt, wo 

das Ganze langsam lächerlich wird. Dafür zu sorgen, dass jeder einen Spind hat, in 

dem er seine Sachen einschließen kann, ist sicher nicht Aufgabe der Bayerischen 

Staatsregierung.

Zusammengefasst enthält der Antrag ein paar sehr vernünftige Gedanken. In Gänze 

ist er jedoch nicht zustimmungsfähig. Deswegen werden wir den Antrag wie schon im 

Ausschuss ablehnen. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Für die FREIEN WÄHLER hat Herr 

Prof. Michael Piazolo das Wort.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Inhaltlich kann ich diesen Antrag durchaus nach-

vollziehen. Ich denke, alle von uns, die mit dem Thema befasst sind, sind auch im 

Gespräch mit den Vertretern – gerade auch an den Hochschulen –, die im PJ sind. Ich 

verstehe nicht, wie die SPD taktisch auf die Idee kommt, diesen Antrag zu stellen. Wir 

sind uns einig – das war unbestritten, das hat auch Frau Waldmann nicht bestritten 

–, dass die Zuständigkeit beim Bund liegt. Dort war jahrelang ein SPD-Gesundheitsmi-

nister in Verantwortung. Warum hat er das nicht getan, meine sehr verehrten Damen 

und Herren?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Soweit ich weiß, ist die SPD im Bund immer noch in der Koalition.

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

Warum kommt man dann auf die Idee, einen Antrag zu stellen, dass wir dem Bund 

die Arbeit abnehmen sollen, die wir ihm ja teilweise schon abnehmen, wie der Kollege 

es gerade geschildert hat? Das verstehe ich taktisch nicht. Hinzu kommt, dass die 

Stadt München, die von einem SPD-Oberbürgermeister regiert wird, genau das, was 

die SPD fordert, auch nicht tut. Das ist doch taktisch nicht klug, wenn so viele Pfeile 

auf einen selbst weisen!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Ich will die Worte vom Kollegen jetzt gar nicht wiederholen. Bayern macht ja einiges, 

vielleicht auch noch nicht genug. Meine Frage ist: Was müssen sich denn jetzt die 

PJler denken, wenn sie diese Debatte hören? Das bringt doch nichts. Wir sind doch 
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gerade dabei – das weiß Frau Waldmann auch –, auch hier noch zu überlegen, 

zwischen den Ministerien und der Fraktion, wie wir in Bayern für den Bund einspringen 

können, um den PJlern noch etwas Gutes zu tun. Nur anstatt darüber nachzudenken, 

provozieren Sie mit Ihrem Antrag im Grunde genommen die Kritik an der Bundesregie-

rung und der SPD.

Ich sage es noch einmal: Der Antrag ist fehlgeleitet, weil er sich eigentlich an den 

Bund richtet. Diejenigen, die guten Willens sind, jetzt gerade eine Lösung zu finden, 

werden auch noch kritisiert, meine sehr verehrten Damen und Herren. Also lasst uns 

das machen, diese Gespräche auch führen, nicht nur mit den PJlern, sondern die 

Ministerien und die Fraktionen untereinander. Dann kommen wir sicherlich auch einen 

Schritt weiter – mit diesem Antrag jedenfalls nicht, und deshalb lehnen wir ihn auch 

ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt eine Zwischenbemerkung 

von Frau Kollegin Ruth Waldmann.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege, natürlich geht es um eine Rege-

lung. Bund und Länder müssen ein tragfähiges Finanzierungsmodell finden, und das 

ist ihnen weder in der vorherigen Bundesregierung noch in dieser bis jetzt gelungen. 

Aber sie haben wenigstens einen Referentenentwurf zustande gebracht, nur ist der 

jetzt ja wieder zurückgezogen.

Wenn Sie mich jetzt fragen, was sich die PJler denken sollen, wenn sie das hier 

hören: Sie haben die ganze Zeit nur von Taktik geredet und versucht, hier ein Blame 

Game mit Parteizugehörigkeiten zu machen. Nein, das mache ich nicht. Übrigens 

kommt es durchaus vor, dass auch CSU-Vertreter mal Vertreter oder Taten der Bun-

desregierung kritisieren. Das ist eigentlich nichts Neues.
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Ich kann Ihnen sagen, was die PJler denken: Sie bedanken sich, dass wir das immer 

wieder aufs Tapet bringen, dass wir das immer wieder einbringen und da dranbleiben. 

Sie sind enttäuscht, weil sie auf der letzten Demo gehört haben, dass da Gespräche 

laufen und dass das mit der Aufwandsentschädigung und den anderen Sachen jetzt 

kommt. Dann kamen die wesentlichen Teile eben nicht. Darüber sind sie enttäuscht. 

Das kann ich Ihnen auch mitgeben.

Unser Antrag bezieht sich darauf, dass wir an den bayerischen Unikliniken, für die wir 

zuständig sind, mit gutem Beispiel vorangehen, –

(Robert Brannekämper (CSU): München Klinik!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Waldmann.

Ruth Waldmann (SPD): – so wie es die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns auch 

getan hat.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Danke schön. – Herr Prof. Piazolo, 

bitte.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Noch einmal: Ich glaube nicht, dass 

diejenigen, die jetzt im PJ sind, begeistert sind, dass ein Antrag gestellt wird von 

denen, die eigentlich tätig sein müssten, nämlich von der SPD, und die seit Jahren 

einen Antrag stellen, dass andere jetzt tätig sein sollten.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Täter-Opfer-Umkehr!)

Es ist ja schön, das zu tun. Dann sagt man denen: Wir haben was getan. – Aber 

ihr könntet in Berlin was tun, seit Jahren. Wie gesagt, wir reden darüber und tun 

auch einiges. Das ist an den Universitätsklinika schon passiert, hat der Kollege gerade 

gesagt. Wir sind auch dabei, weiterhin etwas zu übernehmen. Nur jetzt einen Antrag 

auch noch hochzuziehen, der abgelehnt worden ist, der besprochen worden ist und 

den wir jetzt um 22:30 Uhr wieder ablehnen – das macht meines Erachtens keinen 
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Sinn und auch den PJlern keine Hoffnung. Lassen Sie uns das Thema gemeinsam 

angehen und bereden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU – Florian 

Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr gute Rede!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Das Wort hat Frau Kollegin Verena 

Osgyan für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Robert Brannekämper (CSU): Jetzt kommt die Lösung für die München Klinik!)

Verena Osgyan (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! 

Ich muss gestehen: Die Debatte hat mich jetzt schon etwas ratlos gemacht.

(Robert Brannekämper (CSU): Das glaube ich auch!)

Die Bayerische Landesärztekammer warnt aktuell vor beunruhigenden Trends in der 

medizinischen Versorgung. Die Zahl der berufstätigen Ärztinnen und Ärzte steigt zwar 

an, aber es gehen viele in den Ruhestand, während zugleich der medizinische Versor-

gungsbedarf in einer alternden Bevölkerung steigt. Da sollte man doch denken, dass 

man alles daransetzt, Medizinstudierende in dem anspruchsvollen Studium bestmög-

lich zu unterstützen.

Ich merke, seit ich hier im Landtag bin, seit mittlerweile zwölf Jahren, dass hier nichts 

vorangeht. Seit Jahren weisen die Studierendenvertretungen, Fachschaften und Ver-

bände darauf hin, wie prekär die Bedingungen im Medizinstudium sind. Daran hat sich 

kaum etwas geändert: Das PJ ist weiterhin eine Phase der Überlastung und Unsicher-

heit. Es gibt oft keine klaren Lernziele, keine strukturierten Feedback-Gespräche und 

keine verlässliche Supervision. Krankheitstage werden nach wie vor nicht einheitlich 

anerkannt. Wir haben jetzt gerade gehört, dass sich da etwas ändern soll. Heureka! 

Ich hoffe, dass das auch bald eintritt.
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Es fehlt immer noch der verbindliche Abstand zum dritten Staatsexamen, und die 

finanzielle Lage ist für viele schlicht untragbar. Die meisten Studierenden erhalten im 

PJ eben keine Aufwandsentschädigung, die dem BAföG-Höchstsatz entspricht. Wenn 

man sich überlegt, dass in München ein durchschnittliches WG-Zimmer 800 Euro 

kostet, dann merkt man doch, was das heißt: Das heißt, Jobben neben der Vollzeit-Kli-

nikrotation, Geld leihen von Verwandten oder eben Schulden machen. Das kann es 

doch wirklich nicht sein.

Die Fachschaften haben das wiederholt kritisiert, mit klaren Vorschlägen auf Landes- 

und Bundesebene; denn so einfach ist es eben nicht, dass alles im Bund geregelt wer-

den kann. Es gibt auch Dinge, die das Land regeln muss. Ich erkenne es ja an, dass 

im neuen Koalitionsvertrag des Bundes noch von Reformen und Mindestvergütung die 

Rede war. Aber wann das kommt und wie das vorangeht, das wissen wir schlichtweg 

nicht.

Wir haben als GRÜNE den Berichtsantrag dazu gestellt und haben darin auch noch 

mal artikuliert, was es braucht: eine Aufwandsentschädigung, eine einheitliche Rege-

lung zur Anerkennung von Krankheitstagen und vor allem mehr Verlässlichkeit in 

der klinischen Lehre. Es ist eben schlicht nicht hinnehmbar, dass die Fachschaften 

berichten, dass die Studierenden in den Häusern völlig unterschiedliche Erfahrungen 

machen, von guter Anleitung bis zu wirklich ausbeuterischen Bedingungen. Im Aus-

schuss ist dem Antrag zugestimmt worden. Dafür bedanken wir uns, aber es muss halt 

auch angegangen werden. Auf den Bericht warten wir immer noch.

Aber ich muss sagen: Die Lebensrealität der PJ-Studierenden findet halt hier in Bay-

ern statt. Deswegen habe ich auch Verständnis für den Ansatz der SPD zu sagen: 

Dann soll Bayern halt in Vorleistung gehen, vor allem, weil andere Bundesländer das 

auch getan haben.
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Wir haben einen anderen Weg gewählt, aber wir werden dem Antrag der SPD zu-

stimmen, weil er in die richtige Richtung geht und es einfach wichtig ist, dass wir 

gegenüber den Fachschaften, den Studierenden, jetzt mal ein Zeichen setzen.

Wir erwarten von den Medizinstudierenden Höchstleistungen, körperlich, psychisch 

und auch finanziell. Da ist es doch das Mindeste, dass wir uns gemeinsam für gute 

Bedingungen einsetzen. Ich muss sagen, ich habe schon das Gefühl: Wenn die dieser 

Debatte hier zugehört haben, werden sie sich sehr enttäuscht fühlen.

Ich glaube, auch zu später Stunde verdient dieses Thema unsere volle Aufmerksam-

keit. Deswegen werbe ich für die Zustimmung zu diesem Antrag.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Osgyan. 

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlossen, und wir 

kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 

empfiehlt die Ablehnung des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag von Abgeordneten der SPD-Frak-

tion zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – SPD und BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – CSU, FREIE WÄHLER und AfD. Stimment-

haltungen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich gebe noch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Antrag der AfD-Frak-

tion betreffend "Kurorte in der Krise", Drucksache 19/6727, bekannt: Mit Ja haben 

25 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 102. Es gab keine Stimmenthaltungen. Der Antrag 

ist damit abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Tagesordnungspunkte 12 und 13 wurden auf Wunsch der Initiatoren abgesetzt. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen einen schönen Feierabend.
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(Schluss: 22:38 Uhr)
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